
nicht in Sicht, als sich Präsident von Wech­
mar von der am 15. Januar 1981 erneut zu­
sammengetre tenen 35. Generalversamm­
lung das Mandat geben ließ, wei tere Konsul­
tat ionen zu führen. Eine Einschätzung unter­
blieb. 

Was in dem erwähnten Fernseh-Interview so 
opt imist isch klang, das formul ierte Wechmar 
im Westdeutschen Rundfunk realist ischer: 
»Es gibt einen inneren Zusammenhang zwi­
schen einer Verständigung über die Verfah­
rensfragen und der Tagesordnung. Das 
heißt, wenn wir eine Tagesordnung hätten, 
hätten wir vermut l ich auch eine Vereinba­
rung über die Verfahrensfrage.« Und an an­
derer Stelle werden die Schwier igkei ten 
sehr viel deutl icher: »Wo wir nicht wei terge­
kommen sind, oder nicht zu Ende g e k o m ­
men sind, ist die Tagesordnung. Hier stehen 
sich noch unüberbrückbare Gegensätze ge­
genüber.« 

90 Prozent der Tagesordnung seien verein­
bart worden, sagte Rüdiger von Wechmar 
Ende letzten Jahres. Doch diese Prozent­
zahlen besagen weniger, als das auf den er­
sten Blick erscheinen mag, hat doch das 
str i t t ige Zehntel gerade die Grundsatz-Kon­
flikte zum Inhalt. 

Deutsche Initiativen 

Ungewiß ist auch der Fortgang der Flücht-
lings-lnitiative der Bundesrepubl ik Deutsch­
land. Außenminister Hans-Dietr ich Gen­
scher hatte am 24. September 1980 vor der 
Generalversammlung erklärt: »Wir müssen 
das Welt f lücht l ingsproblem an seinen Wur­
zeln anpacken.« Aber genau daran sind viele 
Staaten nicht interessiert, nämlich alle dieje­
nigen, die Flücht l ingsströme verursachen. 
Die Sowjetunion und ihre Verbündeten ha­
ben denn auch hinhaltenden Widerstand ge­
gen die deutsche Initiative geleistet. Die for­
male Begründung der Sowjetunion, Kubas, 
Vietnams und anderer Staaten, denen eine 
Debatte über die Ursache von Flüchtl ings­
s t römen unangenehm sein muß, läßt sich in 
e inem Satz zusammenfassen: Eine Behand­
lung des Flücht l ingsproblems unter polit i­
schen Gesichtspunkten würde die Vereinten 
Nationen dazu br ingen, sich in die inneren 
Angelegenhei ten souveräner Staaten einzu­
mischen. Mit d iesem Argument kann man 
jede internationale Initiative abwürgen. Bei 
der Schlußabst immung hatte die Bundesre­
publik über hundert Staaten auf ihrer Seite, 
allerdings um den Preis großer Zugeständ­
nisse. Es gelang nicht, die Einsetzung eines 
Sonderausschusses durchzubr ingen, der 
sich mit den Flüchtl ingsfragen weiter hätte 
beschäft igen sol len. Es werden nur noch alle 
Mitgl iedstaaten »gebeten«, dem Generalse­
kretär ihre Ansichten zum Thema Flucht und 
Rückkehr von Flüchtl ingen mitzutei len; die­
ser soll dann der nächsten Generalver­
sammlung ber ichten. Das ist eine sehr nied­
rige diplomatische Stufe, ein Thema auf der 
Tagesordnung zu lassen. Die Schuld dafür, 
daß die Flüchtlings-Init iative nicht der große 
polit ische Erfolg der Bundesrepubl ik 
Deutschland in der UNO wurde, trifft nicht 
die Diplomaten in New York, sondern das 
Auswärt ige A m t in Bonn, das es versäumt 
hatte, die Initiative gründl ich diplomatisch 
vorzuberei ten. Zwischen Hans-Dietr ich 
Genschers Rede vor der Generalversamm­
lung und der Abs t immung lagen keine hun­
dert Tage. So schnell kann man in der UNO 

nichts bewegen, jedenfalls nicht bei einem 
pol i t isch so umstr i t tenen Thema wie der Ur­
sache von Flücht l ingsströmen. 
Kontrovers ist auch das Thema Todesstrafe, 
deren Abschaf fung die Bundesrepubl ik 
Deutschland über eine UN-Konvent ion errei­
chen will. Da rund 130 Staaten, also die weit 
überwiegende Mehrheit aller Mitgl iedstaa­
ten einschließlich einiger west l icher Verbün­
deter, auf die Todesstrafe nicht verzichten 
zu können glauben, kann die Bundesregie­
rung auch bei dieser Initiative nicht mit einer 
enthusiast ischen Unterstützung rechnen. 
Aber mangelnder Rückhalt bei der Mehrheit 
darf kein Grund sein, auf die Behandlung 
wicht iger Themen zu verzichten. Daß Todes­
strafe und Flücht l ingsströme zu den wicht i ­
gen Themen unserer Zeit gehören, ist unbe­
streitbar. Sie gehören deshalb auf die Ta­
gesordnung der Vereinten Nationen. Illusio­
nen freil ich sollte sich niemand machen. 

Wie 

Politik und Sicherheit 

Namibia: Scheitern von Genfer Konferenz und 
westlicher Initiative — Jahrelange Verzögerungs­
taktik Südafrikas (2) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 5/1978 S.165f. for t ; vgl. auch 
VN 4/1979 S.137.) 

I. Mit dem Scheitern der von Südafrika und 
der Südwestafr ikanischen Volksorganisa­
t ion (SWAPO) beschickten, von UN-Unter­
generalsekretär Brian Urquhart gelei teten 
Namibia-Konferenz ( 7 . — 1 4 . Januar 1981, 
Genf) ging eine Verhandlungsserie zu Ende, 
deren Ziel die Umsetzung der west l ichen 
Namibia-Initiative (vgl. VN 2/1978 S.54ff.) ge­
wesen war. Im Frühjahr 1977 waren die da­
maligen fünf west l ichen Mitgl ieder des Si­
cherhei tsrats (Bundesrepubl ik Deutschland, 
Frankreich, Großbri tannien, Kanada, Verei­
nigte Staaten) gemeinsam initiativ gewor­
den, um Südafrika zur Annahme der Grund­
bedingungen von Resolut ion 385 dieses 
Gremiums (Text: VN 2/1976 S.62f.) zu ver­
anlassen. Auf der Grundlage der west l ichen 
Vorschläge sah der Sicherheitsrat in seiner 
Entschl ießung 435 vom 29. September 1978 
(Text: VN 4/1979 S.147f.) die Aufstel lung ei­
ner >Unterstützungseinheit der Vereinten 
Nationen für die Übergangsze i t (United Na­
t ions Transitional Assistance Group, UN-
TAG) vor; sie sollte den Sonderbeauf t ragten 
des UN-Generalsekretärs bei der Erfüllung 
seines Auf t rags unterstützen, nämlich der 
»Gewährle istung der baldigen Unabhängig­
keit Namibias durch freie und faire Wahlen 
unter Aufs icht und Kontrol le der Vereinten 
Nat ionen«. Unmittelbar zur Vorbere i tung 
der konkreten Umsetzung von Resolut ion 
435 (>pre-implementation meeting<) soll ten 
die Verhandlungen unter Schirmherrschaft 
und Vorsitz der Weltorganisat ion im Genfer 
Palais des Nations dienen; noch im Novem­
ber 1980 glaubte Generalsekretär Kurt 
Waldheim von der Durchführung der in Re­
solut ion 435 vorgesehenen Schri t te ab März 
und der Unabhängigkeit Namibias zum Jah­
resende 1981 ausgehen zu können. 
II. Vier Elemente charakterisieren die 
west l iche Initiative, die sich — geprägt 

durch die erfolgreiche Verzögerungstakt ik 
der südafr ikanischen Regierung — ohne 
Entscheidung über fast vier Jahre hinzog. 
1. De facto ausgeklammert blieb die recht­
liche Problematik: nach dem 1971 erstat te­
ten Gutachten des Internationalen Ger ichts­
hofs ist »die weitere Präsenz Südafrikas in 
Namibia rechtswidr ig«. Die Westmächte und 
in der Folge auch die UNO behandelten Süd­
afrika als Verwal tungsmacht , belegten es 
aber mit dem Verbot, einen einseit igen 
Schri t t in die vol lständige Unabhängigkeit 
Namibias zu vol lziehen. Südafrika akzep­
tierte im Prinzip, daß der letzte Entkolonisie-
rungsschr i t t unter Aufsicht der Vereinten 
Nationen zu erfolgen habe. Im Verlauf der 
s ich hinziehenden Verhandlungen baute 
Südafrika diese De- facto-Anerkennung sei­
ner Herrschaft in Namibia zu dem Anspruch 
auf Legitimität seiner Maßnahmen aus — mit 
der Tendenz, durch den Vorwurf der Partei­
l ichkeit gegen die UN-Inst i tut ionen die Legi­
timität der UN-Posit ion selbst anzugreifen 
und die Vereinten Nationen für den Mangel 
an Vertrauen zwischen den Konfl iktparteien 
verantwort l ich zu machen. In Genf wurde 
schließlich mit dieser Argumentat ion der A b ­
bruch der Verhandlungen begründet. Mit 
der Forderung nach Gleichbehandlung der 
>internen< Parteien durch die Weltorganisa­
t ion wurde die Rücknahme der Anerken­
nung der SWAPO als der authent ischen Ver­
t re tung des namibischen Volkes durch die 
UNO als Voraussetzung jegl icher polit i­
schen Leistung Südafrikas (etwa der Zu ­
s t immung zur Implement ierung von Resolu­
t ion 435) verlangt; in Genf t raten die Vertre­
ter der internen Parteien als Angehör ige der 
südafr ikanischen Delegation auf. Die West­
mächte haben dieses Abrücken von der Ge­
schäftsgrundlage der eigenen Initiative to le­
riert. 
2. Ein wei teres Element der Initiative war, 
daß sie zur Abwendung oder Milderung der 
Forderung nach Sankt ionen als letzter Ver­
such einer Verhandlungslösung gedacht 
war. Tempo und Durchschlagkraft der Initia­
tive hingen deshalb davon ab, ob als Al terna­
tive tatsächl ich wirksamer Druck auf Südafr i ­
ka ausgeübt werden würde. Es gibt Anzei ­
chen, daß Südafrika in der Anfangsphase mit 
e inem derart igen Druck gerechnet hat und 
zunächst die Implement ierung der internen 
Lösung formell begrenzte, wenn auch auf 
niederer Ebene stet ig vorantr ieb; letzte Bar­
riere vor der formel len Unabhängigkeit ist 
die Insti tut ion des südafr ikanischen Gene­
raladministrators in Windhuk. Indessen 
wurde der allseits respekt ier te Anfangser­
folg der west l ichen Initiative vol lständig ver­
spielt, als die Außenminister der betei l igten 
Staaten — erneut unter dem Eindruck ver­
stärkter Sankt ionsforderungen — im Okto­
ber 1978 nach Pretoria reisten, um Südafrika 
für eine Zus t immung zu von den Vereinten 
Nationen kontrol l ierten Wahlen zu gewin­
nen. Statt dessen nahmen sie hin, daß Süd­
afrika interne Wahlen unter Kontrol le seines 
Militärs abhielt. 
3. Parallel zum von den Westmächten tole­
rierten Ausbau der internen Lösung — mitt­
lerweile sind auch exekutive Rechte an ei­
nen >Ministerrat< übertragen worden — 
wurde ebenfalls h ingenommen, daß über die 
pol i t ische Tätigkeit der SWAPO innerhalb 
Namibias eine Welle von Repression und 
Verhaf tungen zuvor ungekannten Ausmaßes 
hinwegging, so daß die SWAPO im Lande 
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wei tgehend ihre Büros schließen mußte. 
Ebenso gab es keine spürbaren Reaktionen 
auf die südafr ikanischen Angrif fe auf SWA-
PO-Lager und -Basen in Angola, wie es auch 
keine Reaktionen auf die steigende Militari­
s ierung Namibias einschließlich der Einfüh­
rung der al lgemeinen Wehrpf l icht für 
Schwarze gab; letztere zielt darauf ab, den 
Krieg zwischen der SWAPO und Südafrika 
auch in einen Bürgerkr ieg umzuwandeln. 
4. Ein Kennzeichen der Initiative blieb trotz 
dieses Südafrika begünst igenden Umfeldes, 
daß der Verhandlungsfaden nicht abriß. In ei­
ner Vielzahl von Konsultat ionen, Besuchen, 
Kompromißvorschlägen und Verhandlungen 
wurde Südafrika die prinzipielle Zus t immung 
zu Resolut ion 435 abgerungen und schließ­
lich Direktverhandlungen mit der SWAPO — 
wenn auch ohne Ergebnis — erreicht. 
III. Träger dieser diplomat ischen Aktivi tä­
ten waren neben den Westmächten die 
Frontstaaten des Südl ichen Afr ika, Nigeria 
und — im Hinblick auf Details des Lösungs­
vorschlags — auch das UN-Sekretariat 
selbst. Die SWAPO unterbrach die Verhand­
lungen lediglich, als während der Gespräche 
zwischen den Westmächten und der 
SWAPO in New York im Mai 1978 Südafrika 
SWAPO-Lager in Angola angriff und etwa 
800 Menschen, darunter viele Flüchtl inge, 
dem Angriff zum Opfer fielen. Im Juli 1978 
lag die SWAPO-Zust immung zum west l i ­
chen Namibia-Plan bereits vor. Im Januar 
1979 besuchte Martti Ahtisaari (zugleich Na­
mibia-Beauftragter der UNO) als Sonderbe­
auftragter des Generalsekretärs Südafrika 
und Namibia, um Details der UN-Präsenz 
und des Zeitverlaufes auszuarbeiten. Als der 
Generalsekretär im Rahmen dieser Planung 
davon ausging, daß es SWAPO-Basen inner­
halb Namibias geben würde, erklärte Süd­
afrika dies als Verletzung der Vereinbarun­
gen. Auch Parallelverhandlungen (>proximity 
talks<) im März 1979 in New York, an denen 
die Westmächte, Südafrika, die SWAPO und 
die Vereinten Nationen beteil igt waren, ka­
men zu keinem Ergebnis. 
Im August 1979 reagierte der damalige 
Staatspräsident Angolas, Agost inho Neto, 
auf diese Situation mit dem Plan einer entmi­
litarisierten Zone beiderseits der Grenze 
zwischen Angola und Namibia, um Südafrika 
in den Militärfragen entgegenzukommen — 
wahrscheinl ich auch, um so die mil itärische 
Unters tü tzung der Bürgerkr iegspartei 
UNITA durch Südafrika zu erschweren. Die­
ser Plan wurde während erneuter Konsul ta­
t ionen im November 1979 im Prinzip von 
Pretoria akzeptiert, wobei die Forderung 
Südafr ikas nach Basen innerhalb dieser ent­
mil i tarisierten Zone str i t t ig blieb. Zur Klärung 
dieser Probleme reisten UN-Beauftragte 
wiederhol t nach Südafrika und Namibia, so 
General Prem Chand als designierter Chef 
der künft igen UNTAG im Februar/März 
1980. Zugleich verhandelte die UNO mit den 
Frontstaaten und der SWAPO. A m 20. Juni 
1980 informierte Generalsekretär Waldheim 
Südafrika (UN-Doc. S/14011), daß Front­
staaten und SWAPO die südafr ikanische 
Forderung nach 20 Basen innerhalb der ent­
militarisierten Zone akzeptiert hät ten; die 
völlige Unparteil ichkeit der UNTAG wurde 
erneut bekräft igt und die Forderung nach 
SWAPO-Basen innerhalb Namibias als erle­
digt erklärt. Auf dieser Grundläge — wobei 
Einzelheiten der Stat ionierung der Truppen 
in der entmil i tarisierten Zone ebenso offen 

bl ieben wie die Frage, welche Staaten von 
Südafrika als Entsendeländer von UNTAG-
Kont ingenten akzeptiert würden — kam es 
auf der Grundlage des Briefes von Waldheim 
zu einer erneuten Serie von Geheimver­
handlungen, unter anderem zwischen Süd­
afrika und Angola. Dies führte zur — wie sich 
erwies, scheinbaren — Verständigung über 
die Genfer Konferenz im Januar 1981. 
IV. Kernpunkt der scheinbaren Einigung 
war, daß erstmals die Hauptkontrahenten im 
Konfl ikt, die südafr ikanische Regierung und 
die SWAPO, als Delegationen direkt mitein­
ander verhandelten und daß die Verhandlun­
gen auf Probleme der konkreten Umsetzung 
der Vereinbarungen für die Übergangszeit 
beschränkt bleiben sol l ten; die Erörterung 
von Verfassungsfragen und ähnl ichen The­
men war somit ausgeschlossen. Als Ziel wa­
ren ein Waffensti l lstand und Wahlen im Jahre 
1981 formuliert . 
Zwei Konf l iktpunkte wurden indessen mit 
Formelkompromissen überdeckt . In Ziffer 19 
des Waldheim-Ber ichts vom 24. November 
1980 (S/14266) wurde als südafr ikanische 
Posit ion festgehalten, daß »eines der Haupt­
hindernisse für Fortschri t t bei den Verhand­
lungen bislang das akute Mißtrauen« gewe­
sen sei. Die UN-Mission, die im Oktober 
1980 Pretoria besuchte, sei von der südafr i­
kanischen Regierung informiert worden , 
»daß dieses Problem . . . die Fest legung des 
Termins für die Durchführung (der Maßnah­
men gemäß Resolution 435) berühre«. An 
gleicher Stelle hatte es außerdem gehießen, 
Südafrika habe die UN-Mission informiert, 
»daß, falls dieses Hindernis überwunden 
werden könne, 1981 ein realist isches Zielda­
tum für die Unabhängigkeit Namibias« wäre. 
In Ziffer 23 bzw. 22 hieß es: »In der Erwar­
tung, daß das Problem der Vertrauensbi l ­
dung durch Abhal tung der Konferenz über­
wunden werden könne«, würde Südafrika 
seine Rolle als »Partner des Zwiegesprächs 
unter Resolut ion 435« (also als Gesprächs­
partner der SWAPO) bestät igen. Südafrika, 
das schon mit diesen Formul ierungen deut­
lich machte, daß aus dem west l ichen Vor­
stoß eine südafr ikanische Initiative mit dem 
Ziel der Unterminierung der UN-Posit ion ge­
worden war, nutzte diese Unbest immthei t 
der Formul ierungen, um die Konferenz zum 
Scheitern zu br ingen. Durch herausfor­
dernde Reden gegen UNO, SWAPO und die 
afrikanische Staatengemeinschaft vor allem 
seitens der Sprecher der d e m o k r a t i s c h e n 
Turnhalle-Allianz< (DTA) wurde das Thema 
der Vertrauenskr ise und der Parteil ichkeit 
zum einzigen Konferenzgegenstand. Mit Er­
klärungen, daß es einer unbest immten Peri­
ode der Gleichbehandlung der DTA durch 
die UNO bedürfe, wurde eindeutig das bis­
herige Einverständnis verletzt, daß vertrau­
ensbi ldende Maßnahmen auf der Konferenz 
selbst erreichbar seien. In den Erklärungen 
insbesondere der DTA kam eine Verachtung 
der Vereinten Nationen und ein Wille zur 
Vernichtung der SWAPO zum Ausdruck, 
was of fenkundig die andere Seite zum A b ­
bruch der Konferenz provozieren sollte. 
Statt dessen bot die SWAPO nicht nur die 
sofor t ige Unterzeichnung eines Waffensti l l­
s tands an, sondern erklärte zum SWAPO-AI-
le invertretungsanspruch, daß sich dieser hi­
s tor isch gegen den Herrschaf tsanspruch 
Südafr ikas gerichtet habe und außerdem im 
Moment des Waffensti l lstands gegen­
standslos sei. Um ein Scheitern abzuwen­

den, ging Vorsi tzender Urquhart nach Kon­
sultat ionen mit der SWAPO und den Beob­
achtern — Westmächte, OAU, Nigeria und 
Frontstaaten — so weit zu erklären, daß sich 
die Konferenz mit einer Absichtserk lärung 
für die Zeichnung eines Waffensti l lstands 
begnügen könne und dann bereits auf die­
ser Grundlage der Al le invertretungsan­
spruch der SWAPO in der Phase der Imple­
ment ierung entfalle. 
Die Verweigerung auch dieses Kompromis­
ses zeigte, daß Südafrika aus Furcht vor ei­
nem Wahlsieg der SWAPO und in Erwartung 
einer revidierten Haltung der neuen amerika­
nischen Regierung sowie mit Rücksicht auf 
die Machtkämpfe innerhalb der Nationalen 
Partei zu keiner Lösung bereit war. Als Re­
akt ion auf den Bericht des Generalsekretärs 
über die Genfer Tagung (S/14333 v.19.1. 
1981), der von der südafr ikanischen Delega­
t ion sprach und die internen Parteien nicht 
gesonder t hervorhob, hat Südafrika inzwi­
schen seinen Forderungskatalog erweitert , 
nämlich Verfassungsgarant ien einschließlich 
eines Festschreibens der Wir tschaf tsord­
nung verlangt. 
V. Insgesamt ist das west l iche Kalkül, Pre­
toria könne diplomat isch ausmanövriert wer­
den, gescheitert . Über weite St recken der 
Initiative best immte Südafrika den Gang der 
Dinge, schließlich scheute es nicht den d i ­
p lomat ischen Affront — in der of fenkundig 
berecht ig ten Annahme, daß weder wir­
kungsvol ler pol i t ischer Druck, geschweige 
denn Bil l igung von Sankt ionen die west l iche 
Antwor t auf das Ende der Initiative sein wür­
de. 
Die Zäsur, die der erfolglose Ausgang der 
Genfer Zusammenkunf t darstellt, läßt aber 
eine neuerl iche Verschärfung der Auseinan­
dersetzung um Namibia und Südafrika 
selbst in den Vereinten Nationen erwarten. 
Ende Januar diskut ierte der Sicherheitsrat 
den Fehlschlag; die 35.Generalversamm­
lung, die im Herbst 1980 angesichts der da­
mals noch bevorstehenden Genfer Konfe­
renz auf ihre Namibia-Debatte verzichtet 
hatte, wird sie Anfang März 1981 nachholen. 
Den zu erwartenden Forderungen nach 
Zwangsmaßnahmen gegen Südafrika wer­
den die Westmächte dann kaum noch mit 
Anspruch auf Glaubwürdigkei t den Hinweis 
auf Häufende Verhandlungen« entgegenhal­
ten können. HB 

Irak-Iran: Grenzkrieg und Grundsatzkonflikt — 
Bemühungen von Sicherheitsrat und Generalse­
kretär (3) 

(Die fo lgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 3/1974 S.89f. an.) 

I. »Diese blut ige Konfrontat ion ist beson­
ders absurd, weil sich die histor ischen Ziel­
vorstel lungen beider Länder gleichen und 
sogar ergänzen. Beide sind Entwicklungs­
länder, die — unter dem Eindruck mächt iger 
Revolut ionen — dabei sind, sich selbst von 
der Hegemonie weltweiter Interessen zu be­
freien und ihre Identität und nationale Unab­
hängigkeit zu festigen«. In der Sitzung des 
Sicherheitsrats vom 23. Oktober 1980 faßte 
der mexikanische Delegierte Munoz Ledo so 
die Meinung fast aller Mitgl ieder des UN-
Gremiums zum irakisch-iranischen Krieg zu­
sammen. Die Haltung der 15 Mitgl iedstaaten 
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